
 

 
ANLAGE 1  

 
ZUR BESCHLUSSVORLAGE 

J/X/2023/0526 

NVN/X/2023/0527 
 

 

  

 

Satzung der 

„Gemeinsamen Anstalt öffentlichen Rechts“ 

Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR 

 

 

  

 
in der Fassung  

 
des Beschlusses der Verbandsversammlung 

des Zweckverbandes Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (ZV 
VRR)  

vom 24.10.2007 
 

und des Beschlusses der Verbandsversammlung 
des Nahverkehrs-Zweckverbandes Niederrhein (NVN)  

vom 18.09.2007 
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geändert durch 
 

 Beschluss der Verbandsversammlung 
des Zweckverbandes Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (ZV VRR)  

vom 12.12.2014 
 

und Beschluss der Verbandsversammlung 
des Nahverkehrs-Zweckverbandes Niederrhein (NVN)  

vom 16.12.2014 
 

  

 
zuletzt geändert durch 

  
Beschluss der Verbandsversammlung des Zweckverbandes 

Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (ZV VRR)  
vom 13. Juni 2022  

 
und Beschluss der Verbandsversammlung des Nahverkehrs-

Zweckverbandes Niederrhein (NVN)  
vom 14. Juni 2022 

 

 

  
geändert durch 

 
Beschluss der Verbandsversammlung 
des Zweckverbandes Verkehrsverbund  

Rhein-Ruhr (ZV VRR)  
vom …..Juni 2023 

 

und Beschluss der Verbandsversammlung 
des Nahverkehrs-Zweckverbandes Niederrhein (NVN)            

vom …. Juni 2023 
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§ 25 Vergabeausschuss 
 

 
§ 25 Vergabeausschuss 
 

 
(1) Der Vergabeausschuss ist ein Ausschuss der VRR AöR 

mit eigener Entscheidungsbefugnis im Sinne von § 41 
Abs. 2 Satz 1 GO NW. § 57 Abs. 4 Sätze 2, 3 und 4 GO 
NW gelten entsprechend. 

 

 

 
(2) Der Vergabeausschuss entscheidet abschließend in 

folgenden Angelegenheiten: 
 

1. Entscheidung über die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens im SPNV nach Art. 5 VO (EG) Nr. 
1370/2007. 

 
2. Entscheidung über die Durchführung eines 

Vergabeverfahrens in allgemeinen Angelegenheiten, 
sofern dessen prognostizierter Auftragswert oberhalb 
des EU-Schwellenwerts gemäß § 106 Abs. 2 GWB 
liegt. 

 
3. Entscheidung über die Zuschlagserteilung und den 

 
(2) Der Vergabeausschuss entscheidet abschließend in 

folgenden Angelegenheiten: 
 

1. Entscheidung über die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens im SPNV nach Art. 5 VO (EG) Nr. 
1370/2007. 

 
2. Entscheidung über die Durchführung eines 

Vergabeverfahrens in allgemeinen Angelegenheiten, 
sofern dessen prognostizierter Auftragswert (netto) 
oberhalb des EU-Schwellenwerts gemäß § 106 Abs. 2 
GWB liegt. 

 
3. Entscheidung über die Zuschlagserteilung und den 
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Vertragsabschluss. 
 

 
4. Entscheidung über den Abschluss, die Kündigung oder 

sonstige Beendigung sowie wesentliche Änderungen 
von Verwaltungsvereinbarungen mit Aufgabenträgern 
zur Durchführung von Vergabeverfahren im SPNV. 

 
5. Entscheidung über die Aufhebung, die Kündigung oder 

sonstige Beendigung sowie wesentliche Änderungen 
von Verträgen nach Ziffern 1 und 2. 
 

 
6. Entscheidung über die Bewertungs- bzw. 

Zuschlagskriterien im Vergabeverfahren, über die 
Einlegung von Rechtsmitteln in Nachprüfungsverfahren 
und über sonstige für den Fortgang des 
Vergabeverfahrens maßgebliche Maßnahmen, die vom 
Vorstand vorgelegt werden. 

 

Vertragsabschluss in Vergabeverfahren gemäß Ziffer 
1. 

 
4. Entscheidung über den Abschluss, die Kündigung oder 

sonstige Beendigung sowie wesentliche Änderungen 
von Verwaltungsvereinbarungen mit Aufgabenträgern 
zur Durchführung von Vergabeverfahren im SPNV. 

 
5. Entscheidung über die Aufhebung, die Kündigung oder 

sonstige Beendigung sowie wesentliche Änderungen 
von Verträgen nach Ziffer 1. 
 

 
6. Entscheidung über die Bewertungs- bzw. 

Zuschlagskriterien im Vergabeverfahren, über die 
Einlegung von Rechtsmitteln in Nachprüfungsverfahren 
und über sonstige für den Fortgang des 
Vergabeverfahrens maßgebliche Maßnahmen, die vom 
Vorstand vorgelegt werden. 

 
 

In Fällen der Entscheidung über die Zuschlagserteilung 
und den Vertragsabschluss in Vergabeverfahren gemäß 
Ziffer 2 sowie über die Aufhebung, die Kündigung oder 
sonstige vorzeitige Beendigungen und wesentliche 
Änderungen von Verträgen nach Ziffer 2 ist der 
Vergabeausschuss zu informieren. 
 

 
(3) Die Einspruchsfrist entsprechend § 57 Abs. 4 Satz 2 GO 

NW beträgt in dringlichen Angelegenheiten zwei 
Werktage, ansonsten zwei Wochen. § 60 GO NW gilt im 
Falle eines Einspruchs entsprechend. 
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§ 44 Inkrafttreten 
 

 
§ 44 Inkrafttreten 
 

 
(1) Soweit nicht diese Satzung besondere Vorschriften trifft, 

finden auch die VRR AöR die Vorschriften des öffentlich-
rechtlichen Vertrages zur Umsetzung des ÖPNVG 
zwischen dem ZV VRR, dem NVN und der VRR AöR 
sowie der Satzung des Zweckverbandes VRR 
entsprechende Anwendung.  

 

 

 
(2) Diese Satzung gemäß Beschluss der 

Verbandsversammlung des ZV VRR vom 12.12.2014 und 
Beschluss der Verbandsversammlung des NVN vom 
16.12.2014 tritt mit Wirkung vom 01. Januar 2015 in Kraft.  
 

 

 
(3) Die Satzung der „Gemeinsamen Anstalt öffentlichen 

Rechts“ Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR in der 
Fassung des Beschlusses der Verbandsversammlung 
des Zweckverbandes Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (ZV 
VRR) vom 24.10.2007 und des Beschlusses der 
Verbandsversammlung des Nahverkehrs-
Zweckverbandes Niederrhein (NVN) vom 18.09.2007 
(MBl. NRW. 2008 S. 47) tritt gleichzeitig außer Kraft.  
 

 

 
(4) Die Änderungen der Satzung gemäß Beschluss der 

Verbandsversammlung des ZV VRR vom 30.03.2017 und 
Beschluss der Verbandsversammlung des NVN vom 
04.04.2017 treten zum 1. Mai 2017 in Kraft. 
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(5)  Die Änderungen der Satzung gemäß Beschluss der 

Verbandsversammlung des ZV VRR vom 7. Dezember 
2021 und Beschluss der Verbandsversammlung des NVN 
vom 14. Dezember 2021 treten zum 1. Januar 2022 in 
Kraft. 

 

 

 
(6)  Die Änderungen der Satzung gemäß Beschluss der 

Verbandsversammlung des ZV VRR vom 13. Juni 2022 
und Beschluss der Verbandsversammlung des NVN vom 
14. Juni 2022 treten zum 01.August.2022 in Kraft 

 

 

  
(7)  Die Änderungen der Satzung gemäß Beschluss der 

Verbandsversammlung des ZV VRR vom     Juni 2023 
und Beschluss der Verbandsversammlung des NVN vom 
….Juni 2023 treten zum 01. August 2023 in Kraft. 

 

 


